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Asientag 2022: Widerstand und Solidarität  

 

 

Bericht zum Workshop „Enabling Space: Herausforderungen für 

zivilgesellschaftliche Arbeit in Nepal und Nordostindien“ 

Im zweiten Veranstaltungsblock stellte Dieter Reinhardt den Teilnehmer:innen des 

Workshops  Möglichkeiten und Grenzen zivilgesellschaftlicher Arbeit in Nepal und 

Nordostindien vor und diskutierte zusammen mit ihnen über Perspektiven dieser 

Arbeit. Zentral war dabei der Begriff „enabling spaces“, also die erfolgreiche 

Verteidigung von Freiräumen zivilgesellschaftlicher Partizipation, die in 

Ausnahmesituationen trotz des „shrinking spaces“, also der wachsenden Kontrolle und 

Einschränkung dieser Freiräume, möglich ist. Es wurden zwei Video-Statements von 

Partnerorganisationen aus Nepal und Nordostindien gezeigt, die sich bereit erklärt 

hatten, den Teilnehmer*innen des Workshops die Probleme und Formen ihrer Arbeit zu 

beschreiben. Der Partner aus Nepal beschrieb Beispiele der Verteidigung dieser 

Freiräume und der nordostindische Partner eine Kampagne von NGOs zur steigenden 

Gewalt gegen Frauen und zu straflos bleibenden Vergewaltigungen.    

Im Falle Nepals gibt es Beispiele für diese 

Verteidigung von Freiräumen seit dem Jahr 

2017, dem Jahr in denen die ersten Wahlen 

nach einem fast 12-jährigem Bürgerkrieg 

stattfanden. Die Kommunistische Partei war 

die Wahlsiegerin. Mit einem neuen 

Gesetzesvorhaben, dem sogenannten 

„National Integrity Policy“ Gesetz, wollte die 

neue Regierung die staatliche Kontrolle 

Arbeit von NGOs ausbauen. Der 

Gesetzentwurf war fast identisch mit einem 

ähnlichen Gesetz in China. Nur durch 

massiven internationalen und lokalen 

Protest konnte das Gesetz verhindert 

werden. Seither sieht sich die 

Zivilgesellschaft Nepals aber mit einer 

Vielzahl bürokratischer Hürden konfrontiert, 

die ihre Arbeit maßgeblich erschweren. 

Organisationen in Nepal gelingt es dennoch 

in Einzelfällen trotz stärkerer Staatskontrolle 

Rechte zu verteidigen. 

Demgegenüber arbeiten zivilgesellschaftliche Organisationen in nordostindischen 

Bundesstaaten unter noch schwierigen Bedingungen. Es existieren Gewaltkonflikte 

zwischen indischen Sicherheitskräften und militanten, teils nationalistischen 

Untergrundorganisationen. Die vielen indigenen Völker in Nordostindien geraten immer 

wieder in Konflikt mit der Regierung und Unternehmen, die versuchen sich mit illegalen 

Methoden Landrechte anzueignen. Diese instabile Lage ist einer der Gründe für das 
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Fortbestehen des in den 50er Jahren eingeführten Gesetzes „Armed Forces Special 

Power Act (AFSPA)“. Es ermächtigt die indische Armee, in Gebieten mit 

Gewaltkonflikten Zivilist:innen ohne gerichtlichen Beschluss festzunehmen und 

‘verdächtige Personen‘ zu töten. Im Dezember 2021 wurden von Soldaten – aufgrund 

eines ‚falscher Geheimdienstinformationen‘ wie die Regierung Indiens erklärte – 

vierzehn Minenarbeiter im nordostindischen Bundestaat Nagaland getötet. 

Zivilgesellschaftlichen Organisationen gelang es anschließend durch öffentliche Proteste 

und Petitionen von der Unionsregierung die Zusage zu erhalten, dass die territoriale 

Reichweite dieses Gesetzes deutlich eingeschränkt wird.   

Am Ende des Workshops wurde das Fazit gezogen, dass es zivilgesellschaftlichen 

Akteuren in Nepal und Nordostindien unter bestimmten Bedingungen möglich ist, trotz 

steigender staatlicher Kontrolle, Rechte zu verteidigen. 

Bericht von Dieter Reinhardt 


